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Staatssekretariat für Bildung, Forschung 
und Innovation SBFI 

Staatssekretär:
Mauro Dell’Ambrogio

www.sbfi.admin.ch

Bildung, Forschung und Innovation sind für die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung unseres Landes von 
grundlegender Bedeutung. Diese drei Bereiche stehen im Fokus 
des SBFI. Es beschäftigt sich mit nationalen und internationalen 
Fragen der Berufsbildung, der allgemeinen Bildung, der Hochschu-
len, der Forschung, der Innovation sowie der Raumfahrt. Wichtige 
Dossiers sind der Erlass und die Anerkennung der rechtlichen 
Grundlagen im Berufsbildungsbereich, die das SBFI partnerschaft-
lich mit den Kantonen und der Wirtschaft erarbeitet, die Anerken-
nung der kantonalen Maturitäten und die Durchführung der Schwei-
zerischen Maturitätsprüfungen. Zentral sind zudem die Förderung 
der Fachhochschulen und Universitäten sowie die Kontrolle der 
Umsetzung des Leistungsauftrags des Bundes an den ETH-Bereich. 
Mit Mitteln für den Schweizerischen Nationalfonds, die Akademien, 
ausseruniversitäre Forschungsinstitutionen, die Mitgliedschaft in in-
ternationalen Forschungsorganisationen und die Zusammenarbeit 
in internationalen Wissenschaftsprogrammen investiert das SBFI in 
die Qualität des Denk- und Werkplatzes Schweiz.

Bundesamt für Landwirtschaft BLW 
Direktor: 
Bernard Lehmann

www.blw.admin.ch

1 051 866 Hektaren sind in der Schweiz Landwirtschafts-
land, 1 590 899 Stück Rindvieh stehen in den Ställen; 164 067 Per-
sonen sind in der Landwirtschaft tätig. Mit rund 3,7 Milliarden 
Franken pro Jahr unterstützt der Bund die Landwirtschaft. Das 
BLW setzt sich dafür ein, dass Bäuerinnen und Bauern nachhal-
tig und auf den Markt ausgerichtet hochwertige Nahrungsmittel 
produzieren. Ziel ist eine multifunktionale Landwirtschaft, die 
einen Beitrag zur Versorgung der Bevölkerung, zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen sowie zur dezentralen Besiedlung 
leistet. Im Spannungsfeld zwischen innenpolitischen Entwick-
lungen und aussenpolitischem Handlungsbedarf muss ein sozial-
verträglicher Weg gefunden werden. Das BLW befasst sich mit 
der Entwicklung des ländlichen Raums und fördert die landwirt-
schaftliche Forschung in seiner Forschungsanstalt Agroscope mit 
ihren verschiedenen Standorten.

Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung BWL 
Delegierte: 
Gisèle Girgis-Musy

www.bwl.admin.ch

Praktisch 100 Prozent der Rohstoffe, 80 Prozent der En-
ergie, 40 Prozent der Nahrungsmittel und einen grossen Teil der 
Medikamente bezieht die Schweiz aus dem Ausland. Ereignisse al-
ler Art, von technischen Störungen bis zu politischen Spannungen 

Generalsekretariat GS-WBF 
Generalsekretärin: 
Monika Rühl

www.wbf.admin.ch

Das GS-WBF ist Stabs- und Koordinationsorgan und un-
terstützt und berät den Departementsvorsteher in seiner täglichen 
Arbeit. Es plant, koordiniert und kontrolliert die Geschäfte und 
überwacht den Vollzug der getroffenen Entscheide.  Weiter erbringt 
das GS-WBF in den Bereichen Human Resources, Finanzen und Lo-
gistik, Informatik-Steuerung, Controlling und Übersetzungswesen 
Dienstleistungen für das gesamte Departement sowie Informatik-
Leistungen mit seinem Information Service Center ISCeco.
 Administrativ unterstellt sind das Büro für Konsumentenfragen 
BFK und die Vollzugsstelle für den Zivildienst ZIVI. Das BFK küm-
mert sich seitens des Bundes um die Belange der Konsumenten im 
Rahmen der Wirtschaftspolitik. Es vollzieht etwa die Deklaration 
von Holzprodukten und betreibt gemeinsam mit dem SECO eine 
Informations- und Meldestelle Produktesicherheit. 
 In der Schweiz dürfen Männer, die den Militärdienst nicht mit 
ihrem Gewissen vereinbaren können, Zivildienst leisten. Die Voll­
zugsstelle für den Zivildienst ZIVI sorgt mit ihren sechs Regional-
zentren dafür, dass genügend Einsatzplätze zur Verfügung stehen 
und bereitet im Ausbildungszentrum Zivildienstleistende auf ihre 
Einsätze vor.

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO 
Direktorin: 
Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch

www.seco.admin.ch

Konjunkturprognosen, Arbeitsmarkt oder Welthandel: 
Dies sind nur einige der zahlreichen Themen, mit denen sich das 
SECO beschäftigt. Es ist zuständig für alle Kernfragen der Wirt-
schaftspolitik. Ziel des SECO ist es, ein nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum zu fördern, indem es günstige Rahmenbedingungen 
sicherstellt.
 Arbeitgebende und Arbeitnehmende sollen von einer wachs-
tumsorientierten Politik, vom Abbau von Handelshemmnissen und 
von der Senkung überhöhter Preise in der Schweiz profi tieren. In-
nenpolitisch wirkt das SECO als Schnittstelle zwischen Unterneh-
men, Sozialpartnern und Politik. Es unterstützt die regional und 
strukturell ausgewogene Entwicklung der Wirtschaft und gewähr-
leistet den Schutz der Arbeitnehmenden. Mit seiner Arbeitsmarkt-
politik leistet es einen Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und damit zur Erhaltung des sozialen Friedens. Das SECO trägt 
dazu bei, Schweizer Gütern, Dienstleistungen und Investitionen 
den Zugang zu allen Märkten zu öffnen. Aussenpolitisch arbeitet 
es aktiv an der Gestaltung effi zienter, fairer und transparenter Re-
geln für die Weltwirtschaft mit.
 Beim SECO angesiedelt ist die Schweizerische Akkreditierungs­
stelle SAS. Sie begutachtet und akkreditiert private und öffentliche 
Prüf- und Konformitätsbewertungsstellen (Laboratorien, Inspek-
tions- und Zertifi zierungsstellen) aufgrund internationaler  Normen.

Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
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in den Herkunftsländern, können den Weg wichtiger Güter in die 
Schweiz unterbrechen. Als Plattform für Fragen der Versorgungs-
sicherheit sorgt das BWL in enger Zusammenarbeit mit der Privat-
wirtschaft dafür, dass kurzfristige Versorgungsengpässe keine er-
heblichen Auswirkungen auf Bevölkerung und Wirtschaft haben. 
So stellt es unter anderem sicher, dass bei Transportproblemen 
genügend Frachtraum zur Verfügung steht oder dass uns in einer 
Strommangellage nicht die Lichter ausgehen.

Bundesamt für Wohnungswesen BWO 
Direktor: 
Ernst Hauri

www.bwo.admin.ch

Wohnen stellt ein Grundbedürfnis dar. Wohnungen sind 
aber auch ein wichtiges Wirtschaftsgut. Jährlich werden in der 
Schweiz rund 29 Milliarden Franken in den Wohnungsbau inve-
stiert. Für die Haushalte stellen die Wohnkosten den grössten Aus-
gabenposten dar. Mieterinnen und Mieter zahlen pro Jahr rund 32 
Milliarden Franken Miete, und etwa 19 Milliarden Franken fl iessen 
als Hypothekarzinsen von Hauseigentümern an Kreditgeber.
 Das BWO setzt sich zusammen mit Bauträgern dafür ein, dass 
genügend bezahlbarer Wohnraum vorhanden ist und dieser die 
veränderten Bedürfnisse berücksichtigt. Das BWO steht im Span-
nungsfeld von Vermieter- und Mieterschaft und versucht, im Miet-
recht die gegensätzlichen Interessen in Einklang zu bringen.

preisüberwachung 
Preisüberwacher: 
Stefan Meierhans

www.preisueberwacher.admin.ch

Früher war es der Preis einer Tasse Kaffee; heute geht es 
z.B. um Arzt- oder Spitaltarife, Medikamentenpreise, Wasser- und 
Abfallgebühren, Posttaxen, Radio- und Fernsehgebühren oder um 
die Tarife im öffentlichen Verkehr: Die Preisüberwachung schützt 
Konsumentinnen und Konsumenten vor überhöhten Preisen. Sie 
verhindert oder beseitigt missbräuchliche Preise, die sich nicht im 
freien Wettbewerb gebildet haben.

Wettbewerbskommission WEKO 
Direktor: 
Rafael Corazza

www.weko.admin.ch

Es kommt vor, dass Konsumgüter in der Schweiz teurer 
sind als im Ausland, dass Unternehmen ihre Lieferanten unter 
Druck setzen und dass sich Firmen zusammenschliessen. Die 
WEKO überprüft solche Vorgänge, untersagt unzulässige Kartelle 
und interveniert bei Beschränkungen des freien Wettbewerbs. Sie 
setzt sich insbesondere ein für einen ungehinderten Marktzugang 
von Unternehmen in der Schweiz und für offene Grenzen gegen-
über dem Ausland.

Bereich der Eidgenössischen 
Technischen Hochschulen ETH-Bereich 

Präsident des ETH-Rats: 
Fritz Schiesser

www.ethrat.ch

Den ETH-Bereich bilden die beiden Eidgenössischen Tech-
nischen Hochschulen ETH Zürich und EPF Lausanne sowie die 
vier Forschungsanstalten Paul-Scherrer-Institut (PSI), Eidg. For-
schungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft (WSL), Eidg. Ma-
terialprüfungs- und Forschungsanstalt (Empa) sowie Eidg. Anstalt 
für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz 
(Eawag). Mit rund 19 000 Mitarbeitenden und über 25 000 Stu-
dierenden und Doktorierenden sowie einer Professorenschaft von 
rund 750 Personen erbringt der ETH-Bereich wissenschaftliche 
Leistungen auf höchstem Niveau. Der ETH-Rat ist das strategische 
Führungs- und Aufsichtsorgan des ETH-Bereichs. Er überwacht 
die Entwicklungspläne, gestaltet das Controlling und stellt die Ko-
ordination sicher. Der ETH-Rat erstellt für den Haushalt des ETH-
Bereichs Voranschlag und Rechnung und koordiniert die Wert- 
und Funktionserhaltung der Grundstücke. Er ist Wahlbehörde und 
vertritt den ETH-Bereich gegenüber den Behörden des Bundes.

Eidgenössisches Hochschulinstitut 
für Berufsbildung EHB 

Direktorin: 
Dalia Schipper

www.ehb-schweiz.ch

Das EHB ist die Expertenorganisation des Bundes für die 
Aus- und Weiterbildung von Berufsbildungsverantwortlichen, für 
die Berufsentwicklung sowie für die Forschung in der Berufsbil-
dung. Mit dem Master of Science in Berufsbildung bildet das EHB 
zudem Spezialistinnen und Spezialisten der Berufs bildung aus. 
Die Hochschule pflegt ein enges Beziehungsnetz mit nationalen 
wie auch internationalen Partnern.  

Kommission für Technologie und Innovation KTI                
Direktorin: 
Klara Sekanina 

www.kti.admin.ch

Die Innovationskraft ist ein Schlüsselelement für den 
wirtschaftlichen Erfolg der Schweiz. Die KTI spielt eine zentra-
le Rolle bei der staatlichen Innovationsförderung. Sie wirkt dort, 
wo privatwirtschaftliche Initiativen durch staatliche Massnah-
men verstärkt werden können: Die KTI fördert gemeinsame For-
schungsprojekte von Unternehmen und Hochschulen, die Grün-
dung und den Aufbau von wissenschaftsbasierten Unternehmen 
sowie den Wissens- und Technologietransfer durch Plattformen 
und Netzwerke. Die KTI ist eine verwaltungsunabhängige Behör-
denkommission. Die Organisation umfasst die Kommission mit 65 
Mitgliedern, rund 65 Start-up-Coaches und die Geschäftsstelle 
mit 24 Stellen.

Departementsvorsteher: 
Johann N. Schneider-Ammann 

Schwanengasse 2, 3003 Bern
031 322 20 07
Infoverantwortliche: Rudolf Christen
www.wbf.admin.ch



Susanne Haertel-Borer ist wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Abteilung 
Wasser, Sektion Oberflächengewässer, Morphologie und Wasserführung,  
des Bundesamts für Umwelt und eine von rund 2300 Bundesangestellten 

 im Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie  
und Kommunikation UVEK

Wiederbelebt
In einen Betonkanal gepresst, gerade durch die Landschaft 

gezogen: So wurde die Bünz wie viele andere Gewässer 
im Mittelland in ein enges Korsett gezwängt. Man wollte 

Land gewinnen und die Menschen vor Überschwemmungen 
schützen.
	 Im Mai 1999 änderte sich die Situation hier bei Möriken 
schlagartig: Mit dem Jahrhunderthochwasser schuf sich die 
Bünz innerhalb von Stunden ein neues, breiteres Bett. Aus 
Wiesen und Äckern entstand eine Auenlandschaft mit grossen 
Kiesflächen. Verschiedene Pflanzen schlugen bald Wurzeln, 
und zuvor verschwundene oder seltene Fischarten fanden im 
frei fliessenden Wasser wieder eine Heimat. 
	 Die neue Artenvielfalt und die vielfältige Struktur der Bünz 
freuen Susanne Haertel-Borer vom Bundesamt für Umwelt. 
Sie begleitet Renaturierungsmassnahmen an verschiedenen 
Gewässern und hilft mit beim Vollzug des Gewässerschutz­
gesetzes von 2011. Dieses verpflichtet die Kantone, Bäche, 
Flüsse und Seeufer wieder in einen natürlichen Zustand zu 
versetzen. Dafür stellt der Bund Beiträge bereit.
	 Denn heute weiss man: Der beste Schutz gegen Hochwasser 
ist nicht das Korsett, sondern der Kompromiss zwischen den 
Bedürfnissen der Natur und jenen des Menschen.
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Eidgenössisches Departement  
für Umwelt, Verkehr, Energie  
und Kommunikation UVEK
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Bundesamt für Zivilluftfahrt BAZL 
Direktor: 
peter Müller

www.aviation.admin.ch

Safety fi rst – Sicherheit zuerst: Dies ist der Grundsatz 
des BAZL. Durch ein System von Zertifi zierungen und Inspekti-
onen wird ein im europäischen Querschnitt hoch stehender Si-
cherheitsstandard in der Schweizer Luftfahrt gewährleistet. Um 
die Sicherheit weiter zu erhöhen, gilt das Prinzip des straflosen 
Meldewesens. Es gibt Piloten, Fluglotsen, Mechanikern und An-
gestellten von Bodenabfertigungsdiensten die Möglichkeit, Fehler 
zu melden, ohne dass sie dafür belangt werden. Erkenntnisse aus 
Vorkommnissen, die die Sicherheit beeinträchtigen, werden da-
mit höher gewichtet als die Wirkung von Sanktionen. Zudem ver-
sucht das BAZL die Sicherheitskultur in der Schweizer Luftfahrt 
mit neuen Instrumenten zu stärken, etwa mit der Einführung 
eines Sicherheitsmanagements in den Unternehmen.  

Bundesamt für Energie BFE 
Direktor: 
Walter Steinmann

www.bfe.admin.ch

Der Bundesrat setzt in seiner Energiepolitik auf die Ver-
besserung der Energieeffizienz, den Ausbau der erneuerbaren 
Energien, insbesondere der Wasserkraft, den raschen Ausbau der 
Stromnetze, eine Verstärkung der Energieforschung sowie die in-
ternationale Zusammenarbeit. Mit der Umsetzung dieser Grund-
sätze in die Praxis ist das BFE beauftragt: Es erarbeitet dazu ge-
eignete Rahmenbedingungen und Massnahmen wie Vorschriften 
zum Energieverbrauch von Haushaltgeräten, Unterhaltungselek-
tronik, Haushaltlampen und Elektromotoren. Ziel ist, auch künf-
tig eine ausreichende, sichere, bezahlbare und umweltfreundliche 
Energieversorgung bereitzustellen. 

Bundesamt für Strassen ASTRA 
Direktor: 
Rudolf Dieterle

www.astra.admin.ch

Auf den Schweizer Strassen soll es rund laufen. Im Auf-
trag von Bundesrat und Parlament löst das ASTRA deshalb fol-
gende Probleme: Wo muss ein Nationalstrassenteilstück aus-
gebaut werden? Welche Abschnitte sind sanierungsbedürftig? 
Welcher Tunnel muss noch an die neuesten Sicherheitsnormen 
angepasst werden? 
 Das ASTRA setzt das vom Parlament beschlossene Verkehrs-
sicherheitsprogramm «Via sicura» um. Ziel ist es, die Zahl der bei 
Verkehrsunfällen getöteten oder verletzten Menschen weiter zu 
senken. Daher sollen nur gut Ausgebildete mit sicheren, umwelt-
freundlichen Fahrzeugen auf sicheren Strassen unterwegs sein. 
So legt das ASTRA die Voraussetzungen fest, die Chauffeure von 
40-Tönnern erfüllen müssen, damit sie ihre Ladung sicher trans-
portieren. Oder es passt die technischen Anforderungen für E- 
Bikes an, um diese Mobilitätsform zu fördern.

Generalsekretariat GS-UVEK 
Generalsekretär:  
Walter Thurnherr

www.uvek.admin.ch

Die enge thematische Verflechtung vieler Geschäfte er-
fordert eine umfassende Koordination mit den Ämtern und den 
anderen Departementen. Diese Arbeit übernimmt das GS-UVEK 
als Stabsstelle des Departementes. Das GS-UVEK bereitet daneben 
die Bundesratsgeschäfte vor, unterstützt die politische Planung, 
dient als Schnittstelle des UVEK zum Parlament und stellt eine 
kohärente Kommunikation gegen aussen sicher. Es ist auch haupt-
verantwortlich für die Ressourcen, welche im Departement benö-
tigt werden. Ausserdem nimmt es gegenüber Post, SBB, Swisscom 
und Skyguide die Rolle des Eigentümers wahr und überprüft die 
Umsetzung der strategischen Ziele, die der Bundesrat vorgibt.
 Dem GS-UVEK administrativ zugeordnet sind die Unabhän-
gige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen, die Eidge-
nössische Kommunikationskommission, die Schweizerische Un-
falluntersuchungsstelle, die Regulationsbehörde im Postmarkt, 
die Eidgenössische Elektrizitätskommission, das Eidgenössische 
Nuklearsicherheitsinspektorat, das Eidgenössische Starkstrom-
inspektorat, das Eidgenössische Rohrleitungsinspektorat sowie 
die Schiedskommission im Eisenbahnverkehr.

Bundesamt für Verkehr BAV 
Direktor: 
peter Füglistaler

www.bav.admin.ch

Die Schweizerinnen und Schweizer sind ein Volk von 
Bahnfahrern. Niemand in Europa fährt häufiger mit dem Zug. 
Bei der zurückgelegten Distanz sind sie sogar Weltmeister. Auch 
beim Anteil der Bahn am Güterverkehr ist die Schweiz in Europa 
führend. Dies ist das Resultat einer konsequenten Verkehrspolitik, 
die auf den Ausbau der Schiene setzt. Derzeit entsteht mit dem 
57  Kilometer langen Gotthard-Basistunnel der längste Bahntunnel 
der Welt. Er wird voraussichtlich 2016 in Betrieb gehen.
 Gesteuert werden der stufenweise Ausbau und die Finanzie-
rung der Bahninfrastruktur vom Bundesamt für Verkehr (BAV). Es 
führt die Aufträge von Bundesrat und Parlament aus, überwacht 
die Einhaltung von Kosten und Terminen und erteilt die notwen-
digen Bewilligungen.
 Daneben ist das BAV für die Sicherheitsaufsicht im öffent lichen 
Verkehr zuständig. Das Amt erlässt die für einen sicheren Bau und 
Betrieb nötigen Vorschriften. Zudem kontrolliert es mit Stichpro-
ben, ob die  Unternehmen des öffentlichen Verkehrs ihre Verant-
wortung im Bereich Sicherheit wahrnehmen. Ziel ist es, das hohe 
Sicherheitsniveau zu halten oder es gar noch zu erhöhen, falls dies 
mit vertretbarem fi nanziellem Aufwand möglich ist.   
   
 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK



 Der Bund kurz erklärt  75

EXEKUTIVE

Bundesamt für Raumentwicklung ARE         

Direktorin: 
Maria Lezzi

www.are.admin.ch
www.raumentwicklung.ch

Die Globalisierung schreitet weiter voran. Die EU-Länder 
haben sich  zu einem starken Wirtschaftsraum entwickelt. Damit 
steht die Schweiz vor grossen Herausforderungen: Sie muss sich 
optimal positionieren und ihre Stärken ausspielen – mit leistungs-
fähigen Metropolitan- und Wirtschaftsräumen, einem dichten 
Netz von lebensfähigen und lebenswerten Gemeinden, vielfäl-
tigen, intakten Landschaften sowie einer nachhaltig produzie-
renden Landwirtschaft.
 Dank moderner Verkehrsinfrastrukturen haben sich die Reise-
zeiten zwischen den Städten, den touristischen und ländlichen 
Zentren in den vergangen Jahren verkürzt. Dies hat sich positiv 
ausgewirkt. Auf der anderen Seite wuchs der Bedarf an Wohn-
raum:  Wertvolle Kulturlandschaften gingen verloren. Siedlungen 
und Verkehr sind noch nicht genügend aufeinander abgestimmt. 
Die Folge: Die Raumentwicklung der Schweiz ist nicht so nach-
haltig, wie es Bundesverfassung und Raumplanungsgesetz verlan-
gen. Das Bundesamt für Raumentwicklung ARE unterstützt und 
fördert deshalb Vorhaben, die die räumliche Entwicklung unseres 
Landes in nachhaltigere Bahnen lenken sollen. So entwarf es bei-
spielsweise in Partnerschaft mit Kantonen und Gemeinden das 
Raumkonzept Schweiz – einen Handlungs- und Orientierungsrah-
men für die künftige Raumentwicklung unseres Landes. Das ARE 
begleitet und koordiniert massgeblich auch die Aktualisierung 
des Bundesgesetzes über die Raumplanung.

Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat ENSI        

Direktor: 
Hans Wanner

Über den sicheren Betrieb der Kernanlagen in der Schweiz 
wacht das Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI). 
Als unabhängige öffentlich-rechtliche Anstalt ist es dem Bundes-
rat unterstellt. Das oberste Ziel der Aufsichtstätigkeit des Bundes 
im Kernenergiebereich ist es, Mensch und Umwelt vor Schäden 
durch Radioaktivität zu schützen. Das ENSI beaufsich tigt deshalb 
die fünf Kernkraftwerke in der Schweiz, die Zwischenlager für ra-
dioaktive Abfälle sowie die nuklearen Forschungseinrichtungen 
am Paul-Scherrer-Institut, an der ETH Lausanne und der Universi-
tät Basel. Dabei wird überprüft, ob die Betreiber die Vorschriften 
einhalten, ob die Anlagen in sicherem Zustand sind und ob der 
Strahlenschutz gewährleistet ist. Das ENSI befasst sich auch mit 
dem sicheren Transport radioaktiver Stoffe sowie mit den Unter-
suchungen zur geologischen Tiefen lagerung radioaktiver Abfälle. 

Bundesamt für Kommunikation BAKOM 
Direktor: 
Martin Dumermuth

www.bakom.admin.ch

Täglich lesen wir Zeitung, greifen zum Telefon, schreiben 
E-Mails, surfen im Internet, hören Radio und sehen fern. Damit 
wir all diese Dienste nutzen können, braucht es eine stabile und 
leistungsfähige Kommunikationsinfrastruktur. Das BAKOM hat 
die Aufgabe, sie zu ermöglichen, zu konzessionieren und zu be-
aufsichtigen. 
 Mit den wachsenden Kommunikationsbedürfnissen des 21. 
Jahrhunderts ist eine immer leistungsfähigere Infrastruktur ge-
fragt. Damit alle Schweizerinnen und Schweizer davon profitie-
ren können, begleitet das BAKOM alle wichtigen Entwicklungs-
schritte auf politischer Ebene. Zudem stellt es die Weichen für 
moderne Infrastrukturen. 
 Das BAKOM teilt ausserdem den Radio- und Fernsehsendern 
die Frequenzen zu. Es wacht darüber, dass die einzelnen Radio- 
und Fernsehprogramme keine Auflagen verletzen – z. B. solche 
gegen Schleichwerbung – und verteilt Gebührengelder gerecht 
auf alle Regionen der Schweiz. Ebenso zahlt das BAKOM Subven-
tionen aus, damit Zeitungen und Zeitschriften tiefere Versand-
kosten haben. 
 

Bundesamt für Umwelt BAFU                         
Direktor: 
Bruno Oberle

www.umwelt-schweiz.ch

Sicher und gesund leben: Das wollen wir alle. Uns an 
schönen, vielfältigen Landschaften freuen, an Tieren und Pflan-
zen: Das auch, natürlich. Und zugleich eine solide Basis für die 
Wirtschaft haben, damit wir angenehm leben können: Selbstver-
ständlich.
 Was aber hat das mit Umweltpolitik zu tun? Sehr viel: Lebens-
räume und Ökosysteme erfreuen uns nicht nur mit ihrer Vielfalt 
und der reichen Tier- und Pflanzenwelt. Sie erbringen darüber 
hinaus weitere Leistungen. Sie reinigen das Wasser, sorgen dafür, 
dass Nutzpflanzen bestäubt oder das Klima reguliert werden. Zu-
dem versorgen sie uns mit Lebensmitteln, Rohstoffen und anderen 
Gütern. Eine der Kernaufgaben des BAFU ist, diese Vielfalt des Le-
bens – mit einem Wort: die Biodiversität – langfristig zu erhalten. 
Indem das BAFU hilft, die nachhaltige Nutzung von Wasser, Boden 
oder Luft sicherzustellen, trägt es zu einer gesunden Wirtschaft 
bei. Speziell im Alpenland Schweiz kann die Natur aber auch zur 
Bedrohung werden. Dies führen uns Ereignisse wie Hochwasser, 
Steinschlag oder Lawinen eindrücklich vor Augen. Das BAFU hilft 
mit, dass sich Kantone, Gemeinden und Einwohnerinnen und 
Einwohner rechtzeitig wappnen können – sei es mit Karten, die 
aufzeigen, wo welche Gefahren am ehesten zu erwarten sind, sei 
es mit Wäldern, die Strassen und Siedlungen sichern, sei es mit 
renaturierten Fliessgewässern, die vor Hochwasser schützen.

Departementsvorsteherin: 
Doris Leuthard 

Bundeshaus Nord, 3003 Bern
031 322 55 11
Infoverantwortlicher: Dominique Bugnon
www.uvek.admin.ch
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D er Blick in die Kuppeln über den Verhand-
lungssälen am neuen Sitz des Bundesstraf-
gerichts in Bellinzona lässt einen unwill-

kürlich an die berühmte Streitschrift des Wiener 
Architekten Adolf Loos denken: «Ornament und 
Verbrechen». Die Verbrechen, die den hier Ange-
klagten zur Last gelegt werden, wiegen schwer: 

Straftaten, die in die Zuständigkeit des Bundes 
fallen wie etwa Wirtschaftskriminalität mit inter-
nationalem Bezug, Geldwäscherei und Korruption, 
Terrorismusfinanzierung und Sprengstoffdelikte.
	 Leicht und licht hingegen wirkt das kunstvolle 
Ornament der Saaldecken. Es erinnert an das Blät-
terdach einer Gerichtslinde, unter der vor Zeiten 

Recht gesprochen wurde. Die filigranen Muster der 
aufwendig gegossenen Betonelemente sind aber 
nicht blosse Dekoration, sie haben eine Funktion: Sie 
sorgen für eine optimale Akustik.
	 Die Anklage- und Verteidigungsreden sowie 
das Urteil der Richter sollen schliesslich von allen 
Anwesenden gehört und verstanden werden.
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Bundesgericht und erstinstanzliche Gerichte des Bundes

Die Justiz

Oberste Instanz der Rechtspflege im Bundesstaat
Das Bundesgericht entscheidet letztinstanzlich Rechtsstreitig-
keiten zwischen Bürgern, Kantonen, Bürgern und Staat sowie zwi-
schen Bund und Kantonen. Es deckt in dieser Rolle grundsätzlich 
alle Rechtsgebiete ab: Zivil- und Strafrecht, Schuldbetreibungs- 
und Konkursrecht sowie Staats- und Verwaltungsrecht, inklusive 
Sozialversicherungsrecht. Das Bundesgericht ist insbesondere 
auch für den Schutz der verfassungsmässigen Rechte der Bürger 
zuständig.
	 Praktisch keine Gerichtsverfahren kommen somit in erster 
Instanz nach «Lausanne» und «Luzern». Für die erstinstanzlichen 
Verfahren sind meistens die Bezirksgerichte, welche je nach Kan-
ton verschiedene Namen tragen, und die Behörden der Verwal-
tungsrechtspflege in den Kantonen zuständig. Für alle Zivil- und 
Strafrechtssachen sind die Kantone verpflichtet, neben der ersten 
zusätzlich eine zweite (obere) Gerichtsinstanz einzusetzen. Im 
öffentlichen Recht dienen kantonale Verwaltungs- und Sozial-
versicherungsgerichte als Vorinstanzen des Bundesgerichts. Auf 
Bundesebene sind dem Bundesgericht mit wenigen Ausnahmen 
ebenfalls andere richterliche Behörden vorgeschaltet.

Im Vordergrund steht die Rechtsauslegung 
Die Tätigkeit des Bundesgerichts weicht von jener der kantonalen 
und der erstinstanzlichen eidgenössischen Gerichte ab. Die Bun-
desrichter stellen den Sachverhalt nicht neu fest; dieser kann vom 
Bundesgericht nur korrigiert werden, wenn er von der Vorinstanz 
krass falsch festgestellt worden ist beziehungsweise auf einer 
Rechtsverletzung beruht.
	 Die Richter beschränken ihre Prüfung grundsätzlich auf 
Rechtsfragen. Das Bundesgericht sorgt dafür, dass das eidgenös-
sische Recht einheitlich angewendet wird und die vom Bundes-
recht gesetzten Schranken in der Rechtsetzung, Rechtsanwen-
dung und Rechtsprechung nicht überschritten werden. Durch 
seine Rechtsprechung trägt das Bundesgericht zur Entwicklung 
des Rechts und zu dessen Anpassung an veränderte Verhältnisse 
bei.

Vier Rechtsmittel führen zum Bundesgericht
Den Rechtsuchenden stehen im Wesentlichen vier Rechtsmittel 
zur Verfügung, um das Bundesgericht anzurufen: die drei Ein-
heitsbeschwerden (Beschwerde in Zivilsachen, in Strafsachen, in 
öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten) und die subsidiäre Ver-
fassungsbeschwerde. Mit den drei Einheitsbeschwerden können 

Das Bundesgericht ist das oberste Gericht der Schweiz und damit die höchste richterliche Instanz 
der Eidgenossenschaft in Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungssachen. Es sorgt für die ein-
heitliche Anwendung des Bundesrechts in den 26 Kantonen der Schweiz. Das Bundesgericht ist 
unabhängig und nur dem Gesetz unterstellt. Es ist administrative Aufsichtsbehörde über die drei 
erstinstanzlichen eidgenössischen Gerichte: Das Bundesstrafgericht, das Bundesverwaltungsge-
richt und das Bundespatentgericht. Durch seine Rechtsprechung trägt das Bundesgericht zur Ent-
wicklung des Rechts und zu dessen Anpassung an veränderte Verhältnisse bei.

sämtliche Rügen vorgebracht werden: falsche Anwendung des 
Rechts und Verletzung von verfassungsmässigen Rechten. Dies 
vereinfacht den Rechtsweg für die Rechtsuchenden.
	 Wenn keine ordentliche Beschwerde zulässig ist, können kan-
tonale Urteile mit der subsidiären Verfassungsbeschwerde ange-
fochten werden. Mit diesem Rechtsmittel kann nur die Verletzung 
verfassungsmässiger Rechte gerügt werden.

Meistens drei, manchmal fünf Richter fällen das Urteil
Die Abteilungen des Bundesgerichts urteilen in der Regel in ei-
ner Besetzung von drei Richtern. Wenn sich eine grundsätzliche 
Rechtsfrage stellt oder wenn ein Richter dies beantragt, wirken 
fünf Richter mit.
	 In der grossen Mehrheit der Fälle wird das Urteil auf dem 
Zirkulationsweg gefällt. Voraussetzung ist, dass alle beteiligten 
Richter dem Urteilsentwurf zustimmen. Das Urteil wird in öffent-
licher Urteilsberatung gefällt, wenn die beteiligten Richter sich 
nicht einig sind, wenn der Abteilungspräsident dies anordnet oder 
wenn ein Richter es verlangt. In diesem Fall beraten und stimmen 
die Richter in Anwesenheit der Parteien und der Öffentlichkeit ab. 

Bundesstrafgericht, Bundesverwaltungsgericht 
und Bundespatentgericht
Nach der sogenannten «Justizreform», welcher das Schweizer 
Stimmvolk im Jahr 2000 mit grossem Mehr zugestimmt hatte, 
wurden im Strafrecht und im Verwaltungsrecht des Bundes neue 
Vorinstanzen vor dem Bundesgericht geschaffen: das Bundes-
strafgericht (2004), das Bundesverwaltungsgericht (2007) und 
das Bundespatentgericht (2012). Die Entscheidungen dieser 
erstinstanzlichen eidgenössischen Gerichte können teilweise ans 
Bundesgericht weitergezogen werden. Alle drei Gerichte unter
stehen der administrativen Aufsicht des Bundesgerichts.

Der europäische Kontext
Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) ist seit 1953 
in Kraft. Sie schützt auf europäischer Ebene grundlegende Men-
schenrechte. Die Schweiz ist seit 1963 Mitglied des Europarats 
und muss daher den Schutz der Menschenrechte nach dieser Kon-
vention garantieren. Nach einem Entscheid des Bundesgerichts 
kann eine Partei ihren Fall unter gewissen Voraussetzungen vor 
dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg 
auf Verletzung der Menschenrechtskonvention prüfen lassen.
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Die Bundesversammlung wählt aus den ordentlichen Bundesrich-
terinnen und Bundesrichtern den Präsidenten oder die Präsiden-
tin und den Vizepräsidenten oder die Vizepräsidentin des Bundes-
gerichts. Die Wahl erfolgt für zwei Jahre; einmalige Wiederwahl 
ist zulässig. Der Präsident führt den Vorsitz im Gesamtgericht. 
	 Zudem vertritt er das Gericht gegen aussen. Er wird durch 
den Vizepräsidenten oder, falls dieser verhindert ist, durch den 
Richter mit dem höchsten Dienstalter vertreten; bei gleichem 
Dienstalter ist das höhere Lebensalter massgebend.

...und die 19 nebenamtlichen Richterinnen und Richter erfüllen ihre 
Aufgaben in einer der sieben Abteilungen des Gerichts in Lausanne 
oder in Luzern. Die Vereinigte Bundesversammlung wählt die Bun-
desrichterinnen und -richter nach sprachlichen, regionalen und 

parteipolitischen Kriterien; ihre Amtsdauer beträgt jeweils sechs 
Jahre. Sie werden unterstützt von 127 Gerichtsschreibern, welche 
mit beratender Stimme an der Instruktion der Fälle und der Urteils-
findung mitwirken. 

Das Generalsekretariat ist die Stabsstelle des Gerichts und der 
Leitungsorgane. An den Sitzungen der Leitungsorgane nimmt der 
Generalsekretär mit beratender Stimme teil. Er führt zudem die 
wissenschaftlichen und administrativen Dienste des Gerichts.

Das Präsidium des Bundesgerichts

Die 38 Bundesrichterinnen und -richter... 

Das Generalsekretariat 

Felix
Schöbi
BDP
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Das Bundesstrafgericht ist das allgemeine Strafge-
richt des Bundes. Es hat seinen Sitz in Bellinzona.
	 Das Gericht ist in seiner Tätigkeit unabhängig; es untersteht 
der administrativen Aufsicht des Bundesgerichts sowie der Ober-
aufsicht der Bundesversammlung, von der die derzeit 18 Bundes-
strafrichterinnen und -richter gewählt sind. Deren Amtsdauer 
beträgt sechs Jahre. Rund 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
unterstützen die Richterinnen und Richter.
	 Das Gericht gliedert sich ab 1. Januar 2012 in eine Straf- und 
eine Beschwerdekammer. Gewisse Entscheide des Bundesstrafge-
richts sind letztinstanzlich, der überwiegende Teil kann mit Be-
schwerde an das Bundesgericht weitergezogen werden.

Strafkammer
Die Strafkammer beurteilt erstinstanzlich Straftaten, die unter 
die Gerichtsbarkeit des Bundes fallen. Im Wesentlichen handelt 
es sich dabei um Verbrechen und Vergehen gegen Bundesinte-
ressen, Sprengstoffdelikte sowie um Fälle in den Bereichen Wirt-
schaftskriminalität, organisiertes Verbrechen, Korruption und 
Geldwäscherei, welche die kantonalen oder die äusseren Grenzen 
der Eidgenossenschaft überschreiten. Dazu kommen Zuständig-
keiten, die sich aus dem Luftfahrt-, dem Kernenergie- oder dem 
Rohrleitungsgesetz ergeben.

Beschwerdekammer
Die Beschwerdekammer entscheidet über Beschwerden gegen Ver-
fügungen und Verfahrenshandlungen der Bundesanwaltschaft, 
der Bundeskriminalpolizei sowie im Verwaltungsstrafrecht. Fer-
ner beurteilt sie Zuständigkeitskonflikte zwischen kantonalen 
Strafverfolgungsbehörden und/oder den Strafverfolgungsbehör-
den des Bundes. Die Beschwerdekammer urteilt zudem im Bereich 
der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen: Sie entscheidet 
dabei über Beschwerden gegen Entscheide betreffend die Aus-
lieferung zur Strafverfolgung oder zum Vollzug von Strafen ans 
Ausland sowie über Beschwerden gegen Entscheide betreffend die 
Gewährung von anderer Rechtshilfe an ausländische Strafbehör-
den bzw. den Vollzug ausländischer Strafurteile.

Bundesstrafgericht
Postfach 2720, 6501 Bellinzona
091 822 62 62
www.bstger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch

Das Bundesgericht gewährt Rechtsschutz, sorgt für 
eine einheitliche Anwendung des Bundesrechts und entwickelt 
aufgrund neuer Lebenssituationen das Recht weiter. Es wird 
nicht von sich aus, sondern nur auf Beschwerde hin tätig. In der 
Regel kann es erst angerufen werden, wenn ein letztinstanz-
liches kantonales Urteil oder ein Entscheid des Bundesstraf-, des 
Bundesverwaltungs- oder des Bundespatentgerichts vorliegt. Das 
Bundesgericht ist in der Schweiz für praktisch sämtliche Rechts-
bereiche letztinstanzlich zuständig:

Öffentlich-rechtliche Angelegenheiten
Das Bundesgericht beurteilt Beschwerden in Angelegenheiten des 
öffentlichen Rechts. Zum öffentlichen Recht gehören beispiels-
weise die politischen Rechte (politische Stimmberechtigung, 
Volkswahlen und -abstimmungen), die Grundrechte (persönliche 
Freiheit, Rechtsgleichheit usw.) oder das Steuerrecht. Die beiden 
öffentlich-rechtlichen Abteilungen beurteilen die Fälle in diesen 
Materien.

Zivilsachen
Das Bundesgericht entscheidet auch über Beschwerden in Zivilsa-
chen. Dazu gehören beispielsweise das Zivilrecht (z.B. Familien
recht), das Obligationenrecht (z.B. Kaufvertragsrecht) und das 
Handelsrecht. Bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten muss der 
Streitwert wenigstens 30 000 Franken oder 15 000 Franken in ar-
beits- und mietrechtlichen Fällen betragen. Die beiden zivilrecht-
lichen Abteilungen entscheiden über die Streitigkeiten in diesen 
Rechtsbereichen.

Strafsachen
Das Bundesgericht beurteilt Beschwerden gegen kantonale Ur-
teile in Strafsachen oder gegen Urteile des Bundesstrafgerichts.

Sozialrechtliche Angelegenheiten
Das Bundesgericht – insbesondere die beiden sozialrechtlichen 
Abteilungen – entscheidet über Beschwerden in öffentlichen 
Angelegenheiten gegen Urteile der kantonalen Versicherungs
gerichte.

Schweizerisches Bundesgericht
1000 Lausanne 14
021 318 91 11
www.bger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch

Bundesgericht und erstinstanzliche Gerichte des Bundes
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Das Bundespatentgericht beurteilt ab 1. Januar 
2012 anstelle der bisher zuständigen kantonalen Gerichte als 
erstinstanzliches Gericht des Bundes zivilrechtliche Streitigkeiten 
über Patente. Ausschliesslich zuständig ist es für Verletzungs- und 
Bestandesfragen. Auch weitere Zivilklagen, die im Zusammen-
hang mit Patenten stehen, können vor das Bundespatentgericht 
gebracht werden, beispielsweise Klagen betreffend Patentlizenz-
verträge oder betreffend die Berechtigung an einem Patent. 
	 Das Bundespatentgericht entscheidet als Vorinstanz des Bun-
desgerichts. Es untersteht dessen administrativer Aufsicht sowie 
der Oberaufsicht der Bundesversammlung.
	 Sitz des Bundespatentgerichts ist St. Gallen. Im Herbst 2012 
wird es in sein neues Gebäude einziehen; bis dahin wirkt es in 
seinem Provisorium an der St. Leonhardstrasse 49 in St. Gallen.
	 Die Richterinnen und Richter am Bundespatentgericht wer-
den von der Bundesversammlung für eine Amtsdauer von sechs 
Jahren gewählt. Neben zwei hauptamtlichen Richtern sind 36 ne-
benamtliche Richterinnen und Richter tätig, wovon 25 mit tech-
nischer und 11 mit juristischer Ausbildung. Sie alle verfügen über 
ausgewiesene Kenntnisse auf dem Gebiet des Patentrechts.
	 Die einzelnen Fälle werden von Spruchkörpern mit drei, 
fünf oder sieben Richterinnen und Richtern behandelt. In jedem 
Spruchkörper wirken sowohl Juristinnen oder Juristen als auch 
Technikerinnen oder Techniker mit. Die Besetzung der Spruch-
kammern erfolgt nach fachlichen Kriterien. 
	 Vorsorgliche Massnahmen werden vom Präsidenten als Ein-
zelrichter behandelt. Stellen sich im Massnahmeverfahren tech-
nische Fragen, so zieht der Präsident zwei technische Richte-
rinnen oder Richter bei.
	 Die Prozessparteien können am Bundespatentgericht im ge-
genseitigen Einverständnis bei Eingaben und mündlichen Ver-
handlungen anstelle einer Amtssprache Englisch verwenden. Der 
Entscheid des Bundespatentgerichts ergeht in einer Amtssprache.
Das Bundespatentgericht strebt zügige und kostengünstige Ver-
fahren an. Die Fachkenntnisse seiner Richterinnen und Richter 
sollten es ermöglichen, in den meisten Fällen ohne den Beizug zeit-
raubender und aufwendiger externer Gutachten auszukommen.

Bundespatentgericht
Postfach, 9000 St . Gallen
www.bpatger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch

Das Bundesverwaltungsgericht nahm seine 
Tätigkeiten 2007 in Bern und Zollikofen auf. Ab dem 1. Juli 2012 
fällt das Gericht seine Urteile im neuen Gebäude in St. Gallen.
	 Hauptaufgabe des Bundesverwaltungsgerichts ist die Beurtei-
lung öffentlich-rechtlicher Streitigkeiten aus dem Zuständigkeits-
bereich der Bundesverwaltung. Dazu gehören Beschwerden gegen 
Verfügungen eidgenössischer oder – ausnahmsweise – kantonaler 
Instanzen, aber auch Klagen aus dem Bundesverwaltungsrecht in 
erster Instanz.
	 Das Bundesverwaltungsgericht urteilt dabei entweder als Vor-
instanz des Bundesgerichts oder als letzte beziehungsweise ein-
zige Instanz; in mehr als der Hälfte der Verfahren urteilt es ab-
schliessend.
	 In seiner Tätigkeit ist das Bundesverwaltungsgericht unab-
hängig. Es untersteht der administrativen Aufsicht des Bundes-
gerichts sowie der Oberaufsicht der Bundesversammlung. Die 
Bundesverwaltungsrichterinnen und -richter werden für eine 
Amtsdauer von sechs Jahren gewählt.

Organisation
75  Richterinnen und Richter und weitere rund 330 Mitarbeitende 
sind am Bundesverwaltungsgericht beschäftigt.
	 Das Gericht gliedert sich in fünf Abteilungen zu je zwei Kam-
mern und in das Generalsekretariat.
	 Die Abteilungen sind zuständig für die Behandlung der Be-
schwerde- und Klageverfahren. Die Sachgebiete sind thematisch 
auf die einzelnen Abteilungen verteilt.
•	Die Abteilung I ist neben anderem zuständig für Beschwerdever-

fahren in den Bereichen Umwelt, Verkehr, Energie und Steuern.
•	Die Abteilung II hat ihren Schwerpunkt bei Verfahren in den Be-

reichen Bildung, Wettbewerb und Wirtschaft.
•	Die Abteilung III behandelt vor allem Verfahren in den Bereichen 

Ausländerrecht, Sozialversicherungen und Gesundheit.
•	Die Abteilungen IV und V sind ausschliesslich im Bereich Asyl-

recht tätig – und zwar, was die Zuerkennung der Flüchtlings
eigenschaft und die Wegweisung betrifft.

In den meisten Themengebieten können die Urteile des Bundes-
verwaltungsgerichts ans Bundesgericht weitergezogen werden; 
nur in wenigen Bereichen, zu denen namentlich Asylbeschwerde-
verfahren gehören, sind die Entscheide abschliessend.
	 Das Bundesverwaltungsgericht veröffentlicht die materiellen 
Entscheide im Internet.

Bundesverwaltungsgericht
Postfach, 9000 St . Gallen
058 705 26 26 
www.bvger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch
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